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SPÖ Villach: Klare Menschenrechts-
Politik gegen neue Bedrohungen!

SPÖ Villach unterstützt Vorschlag zur Weiterentwicklung
der EMRK für besseren Menschenrechtsschutz in der

Migration, 4.06.2025.

Villach, Österreich - Die SPÖ Villach hat sich jüngst für eine
klare und moderne Menschenrechtspolitik ausgesprochen. In
einem Vorschlag des Landeshauptmanns Peter Kaiser wird eine
Weiterentwicklung der Europäischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) gefordert. Ziel dieser Initiative ist der Schutz der
Grundrechte angesichts neuer Herausforderungen, insbesondere
im Bereich Migration und den zunehmenden digitalen
Bedrohungen. Die SPÖ Villach bekennt sich uneingeschränkt zu
einem sachlichen und lösungsorientierten Ansatz, der ohne
populistische Vereinfachungen auskommt. Bürgermeister
Günther Albel hat bereits im Februar diesbezüglich einen Brief
an alle SPÖ-Bürgermeister:innen in Österreich versandt.



Ein bemerkenswerter Aspekt dieses Vorstoßes ist die
Unterstützung von rund 60 Prozent der SPÖ-geführten
Gemeinden, die klare Regeln bezüglich Asylobergrenzen,
Integrationspflichten und Maßnahmen gegen Radikalisierung
befürworten. Der Anschlag in Villach hat zudem die Bedeutung
von Sicherheit und Gemeinschaft in den Vordergrund gerückt
und verdeutlicht die Notwendigkeit, im Kampf gegen Hass,
Hetze und Gewalt konsequent zu handeln. Diese Verantwortung
wird von der SPÖ Villach ernst genommen, wie die Partei betont.

Ein umstrittener Vorschlag

In einem breiteren Kontext wird die Forderung nach einer
Überarbeitung der EGMR-Rechtsprechung, insbesondere im
Bereich Migration, von Bundeskanzler Christian Stocker und
neun weiteren Regierungschefs unterstützt. Der offene Brief
dieser Politiker kritisiert, dass der EGMR kriminelle Ausländer zu
großzügig vor Abschiebungen schützt, was ihrer Ansicht nach
nicht nur die nationale Sicherheit gefährdet, sondern auch den
politischen Gestaltungsspielraum der Regierungen einschränkt.
In zwei zentralen Aspekten der EGMR-Rechtsprechung werden
insbesondere die Themen Bleiberecht und Schutz vor Folter oder
Misshandlung behandelt, die die Diskussion um die Rechte
einzelner Flüchtlinge komplex gestalten.

Oliver Pink beschreibt diesen machtvollen Schritt der
Regierungschefs als einen Versuch der „politischen
Bewusstseinsbildung“, warnt jedoch davor, dass diese
Diskussion das Bild des „Fremden“ evozieren könnte, der keinen
Grundrechtsschutz verdient. Diese kontroversen Ansichten
hinsichtlich der EMRK können die bestehenden
Menschenrechtsstandards gefährden, wenn die Sicherheit über
individuelle Rechte gestellt wird.

Die Rolle des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte



Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) spielt
eine zentrale Rolle im Schutz der Menschenrechte innerhalb der
Mitgliedstaaten des Europarats. Seit seiner Gründung im Jahr
1959 ermöglicht er die Einreichung von Beschwerden gegen
Staaten, wenn es zu vermeintlichen
Menschenrechtsverletzungen kommt. Jeder Mensch in einem
Europarat-Mitgliedstaat hat das Recht, den EGMR nach
Ausschöpfung nationaler Rechtsmittel zu kontaktieren, was ihn
zu einer wichtigen Instanz im europäischen Recht macht.

Die Urteile des EGMR haben bereits zu signifikanten
Verbesserungen im Leben der Menschen geführt. Im Jahr 2024
wurden von 1.630 Fällen in 347 Entscheidungen vorläufige
Maßnahmen angeordnet, um ernsthaftem und nicht wieder gut
zu machendem Schaden vorzubeugen. Diese Maßnahmen sind
oftmals entscheidend, um Abschiebungen zu verhindern, die
Lebensgefahr oder Verletzungen der Freiheit bedeuten könnten.

Die Diskussion um die Reform der EMRK wirft bedeutende
Fragen auf: Wie lässt sich Sicherheit und der Schutz der
Menschenrechte vereinbaren? Während einige Politiker eine
stärkere Kontrolle über Migrationsströme fordern, betonen
andere die Notwendigkeit, die grundlegenden Werte im
Menschenrechtsschutz aufrechtzuerhalten. Der Dialog über
diese Themen muss weiterhin auf rechtlicher und ethischer
Ebene geführt werden, um eine Balance zwischen Sicherheit und
Menschenrechten zu finden.

Aufgrund dieser vielschichtigen Thematik hatte die SPÖ Villach
bereits frühzeitig klare Positionen bezogen und sieht in der
Weiterentwicklung der EMRK einen notwendigen Schritt für die
Zukunft.
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